
Hitlers aussenpolitisches Denken, das er 1926 im zweiten Band seines Buches "Mein Kampf"
veröffentlichte, beruhte auf Ideen, die aus der Völkischen Bewegung des Kaiserreichs und
Österreich-Ungarns seit etwa 1880 stammten:

Rassenantisemitismus als globale Verschwörungstheorie. Hitler sah das "Weltjudentum" 
als Drahtzieher des Ersten Weltkrieges, der Niederlage darin, der Novemberrevolution, 
des Versailler Vertrags und aller Nöte der Nachkriegszeit. Es stand für ihn sowohl hinter 
dem Kapitalismus ("internationales Finanzjudentum") als auch dem Kommunismus 
("Bolschewismus"). Letzteren sah Hitler in Gestalt der Sowjetunion als politischen 
Hauptfeind an, während er die USA nur am Rande erwähnte.
Sozialdarwinismus: Geschichte sah Hitler als ewigen Kampf ums Dasein zwischen 
höheren und niederen Rassen, also als ständigen Krieg um "Lebensraum", dessen 
Gewinnung für ihn allein vom "Recht des Stärkeren" abhing.
Geopolitik: Hitler wollte diesen Raum anders als in der Kaiserzeit in Osteuropa erobern, 
und propagierte dies als Alternative zur Beteiligung am Welthandel und dem 
Kolonialismus.

Hitler knüpfte dabei an die deutsche Ostsiedlung bis zum 14. Jahrhundert an. Einen Krieg gegen
Polen nannte Hitler hier nicht, erklärte aber Russland für "reif zum Zusammenbruch", weil "die
Juden" in der Oktoberrevolution die "germanische Führungsschicht ausgerottet" hätten. Dies sollte
der "neue Germanenzug" nach Osten revidieren. Als Vorstufe für seinen Eroberungskrieg strebte
Hitler ein Bündnis mit dem früheren Hauptfeind Grossbritannien und Italien an. Er glaubte, der
Verzicht auf Kolonien in Übersee und eine deutsche Garantie für den Bestand des britischen
Imperiums würde dessen Führung dazu bringen, Deutschland auf dem Kontinent freie Bahn zu
gewähren. Diese Bündnis- und Geopolitik unterschied Hitlers Konzept vom bisherigen
Grossmachtstreben der deutschnationalen und preussischen Eliten.

Eroberungen im Osten, Zerstörung der Sowjetunion und Beseitigung des Judentums bildeten bei
ihm ein untrennbares Ganzes. "Die Aussenpolitik hatte die Voraussetzungen zu schaffen für die
Bodenpolitik der Zukunft und damit für das Überleben der höherwertigen arischgermanischen
Rasse. Damit hatte sie auch, sofern sich ihr Widerstände entgegenstellten, grundsätzlich den
Einsatz kriegerischer Gewalt mit in Rechnung zu stellen. Dieser Einsatz brachte aber langfristig nur
einen Gewinn, wenn zum einen die völkische Wehrkraft nicht durch ‚artfremdes Blut‘ gefährdet,
mithin der Einfluss des Judentums schon im Frieden ‚ausgemerzt‘ war, und wenn zum anderen im
Kriege die ‚Judenfrage‘ im Interesse einer Sicherung des ‚Lebensraumes‘ für immer ‚gelöst‘
wurde". Die Judenverfolgung bis 1939, der als Vernichtungskrieg geplante und durchgeführte Krieg
gegen die Sowjetunion und die ab 1941 zum Holocaust eskalierende "Endlösung der Judenfrage"
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waren in Hitlers Ideologie bereits in Grundzügen ausformuliert. Auch die Ausdehnung des
Deutschen Reiches nach Osten war für Hitler nur Vorstufe und Ausgangspunkt einer späteren
deutschen Weltmacht, zu der er die germanische Rasse innen- wie aussenpolitisch befähigen
wollte. Bei diesen Plänen konnte Hitler auf das Wirken und die Unterstützung
nationalkonservativer Kräfte aufbauen, die von einem Imperium Germanicum träumten.

Hitlers 1924 veröffentlichte langfristige Hauptziele, die er nie zurücknahm, bestimmten die Politik
des NS-Regimes nach der Machtergreifung entgegen den Befürchtungen vieler Gegner vor allem
aus der organisierten Arbeiterbewegung – "Hitler bedeutet Krieg"! (1934) – keineswegs von Beginn
an. Sie wurden nicht sofort und direkt in Angriff genommen, sondern weitgehend zurückgestellt
zugunsten einer auf aussen- und innenpolitische Machtkonsolidierung gerichteten Politik, die sich
zunächst kaum von der traditionellen Revisionspolitik der Weimarer Zeit unterschied. Diese hatte
seit 1931 zu einer Teilrevision der Versailler Auflagen, aber auch zu einer teilweisen
internationalen Isolation geführt.

Nach seinem Amtsantritt verfolgte Hitler die Nahziele, die volle "Wehrhoheit" und die 1919 
abgetretenen Gebiete wiederzuerlangen, Deutschland aufzurüsten und wirtschaftlich zu stärken. 
Dies sollte möglichst durch Vermeidung internationaler Konflikte erreicht werden. Hitlers erste 
aussenpolitischen Schritte dienten der Beruhigung des Auslands: Er liess die Verlängerung des 
Berliner Vertrages mit der Sowjetunion am 5. Mai 1933 ratifizieren, hielt am 17. Mai eine 
vielbeachtete "Friedensrede" im Reichstag und vereinbarte am 20. Juli 1933 das Reichskonkordat 
mit dem Vatikan.

Das Auswärtige Amt blieb traditionelle Domäne konservativer Diplomaten und wurde durch den 
Aufbau konkurrierender Parteiämter – dem Aussenpolitischen Amt der NSDAP, der 
Auslandsorganisation der NSDAP (NSDAP/AO) und der Dienststelle Ribbentrop – noch nicht 
wesentlich eingeschränkt. Seinen Förderer Alfred Hugenberg, der im Juni 1933 bei der Londoner 
Weltwirt-schaftskonferenz Kolonien und "Lebensraum" gefordert und damit einen Eklat ausgelöst 
hatte, veranlasste Hitler zum Rücktritt von seinem Amt als Minister für Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Ernährung.
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Die erste deutliche Änderung der bisherigen Aussenpolitik war der Rückzug der deutschen 
Delegation von der Genfer Abrüstungskonferenz am 14. Oktober und die Kündigung von 
Deutschlands Mitgliedschaft im Völkerbund am 19. Oktober 1933. Die Initiative dazu ging 
gleichermassen von Aussenminister Konstantin von Neurath, Reichswehrminister Werner von 
Blomberg und Hitler aus. Jede Form einer internationalen Rüstungskontrolle hätte Deutschlands 
Aufrüstung, die Hitler vorrangig betreiben wollte, im Wege gestanden. Die Massnahme wurde mit 
der Weigerung Frankreichs und Grossbritanniens begründet, ihre eigenen Streitkräfte auch auf die 
im Versailler Vertrag für Deutschland festgelegte Stärke von maximal 100.000 Mann zu 
reduzieren. Sie wurde bei der folgenden "Volksabstimmung über den Austritt Deutschlands aus 
dem Völkerbund" am 12. November 1933 von angeblich 93 Prozent der Abstimmenden begrüsst.

Mit dem auf zehn Jahre befristeten deutsch-polnischen Nichtangriffspakt vom 26. Januar 1934 
schien Hitler sich überraschend von der Weimarer Polenpolitik abzuwenden und auf die Revision 
der deutschen Ostgrenze zu verzichten. Noch im Jahr zuvor hatte der deutsche Reichstag für die 
Verlängerung des Berliner Vertrages von 1926 mit der Sowjetunion gestimmt. Gleichzeitig brach 
Hitler die Beziehungen ab, die zwischen der Reichswehr und der Roten Armee bestanden hatten. 
Mit der Verlängerung des polnisch-sowjetischen Nichtangriffspaktes im Mai 1934 sicherte Polen 
sich auch nach Osten ab.

Der französische Aussenminister Jean-Louis Barthou hatte versucht, ein Sicherheitsbündnis zu 
schmieden, das Deutschland, Frankreich, die Sowjetunion, Polen sowie die Donau- und 
Balkanstaaten einschliessen sollte. Die Verständigung mit Polen diente Hitler dazu, Barthous Plan 
zu boykottieren. Nun wies nicht allein Deutschland, sondern auch Polen diesen Plan zurück. Von 
Barthous Plan eines multilateralen Sicherheitsbündnisses blieb nur ein bilateraler französisch-
sowjetischer Pakt vom 2. Mai 1935 übrig, der Polen ungewollt noch näher an Deutschland 
heranrücken liess. Hitler schaltete mit dem Nichtangriffspakt mit Polen die Möglichkeit aus, dass 
Frankreich mit seinen "Trabanten" Polen und Tschechoslowakei präventiv gegen den Aufbau der 
Wehrmacht intervenieren konnte. Die Wehrmacht war noch weit davon entfernt, einen Krieg auch 
nur an einer Front mit Aussicht auf Erfolg führen zu können, geschweige denn einen 
Zweifrontenkrieg.

Die deutsche Interessensphäre sollte durch den Anschluss Österreichs nach Südosteuropa 
erweitert werden. Doch der italienische Duce Benito Mussolini verlegte Hitler hier zunächst den 
Weg, indem er seinerseits mit Österreich und Ungarn in den Römischen Protokollen vom 17. März 
1934 wirtschaftliche Zusammenarbeit vereinbarte. Nach der Ermordung des österreichischen Bun-
deskanzlers Engelbert Dollfuss am 25. Juli 1934 liess Mussolini gegen einen möglichen deutschen 
Zugriff italienische Divisionen am Brennerpass aufmarschieren. Der Juliputsch österreichischer 
Nationalsozialisten scheiterte; Hitler musste sich kurzfristig von den Putschisten distanzieren.



Bei der Saarabstimmung am 13. Januar 1935 entschieden sich 90,67 Prozent der abstimmenden 
Saarländer dafür, das Saarland wieder in das Deutsche Reich einzugliedern. Getragen von dieser 
Zustimmung liess Hitler am 16. März die allgemeine Wehrpflicht wieder einführen. Bereits am 8. 
März 1935 hatte Hitler bekanntgegeben, dass Deutschland eine neue Luftwaffe besitze und eine 
Woche später verkündete er, Deutschland werde sich nicht mehr an die militärischen 
Bestimmungen des Versailler Vertrages halten, der eine Höchststärke von 100'000 Mann vorsah, 
sondern ein Heer von 36 Divisionen mit 550'000 Soldaten aufbauen. Diese Truppenstärke stimmte 
mit Forderungen der Heeresleitung überein, die sich für ein militärisches Rüstungsziel von 30 bis 
36 Divisionen ausgesprochen hatte.

Der Völkerbund protestierte daraufhin; Grossbritannien, Frankreich und Italien schlossen am 14. 
April 1935 in Stresa ein Abkommen zum Schutz Österreichs und gegen weitere einseitige deutsche 
Vertragsbrüche (Stresa-Front). Sie traten Hitler aber nicht entschlossen genug entgegen.

Die Sowjetunion war schon am 18. September 1934 dem Völkerbund beigetreten, um nach 
Deutschlands Austritt die kollektive Sicherheit zu stärken. Frankreich vereinbarte mit der 
Sowjetunion am 2. Mai 1935 einen fünfjährigen Beistandspakt. Dieser machte sowjetische Hilfe 
davon abhängig, dass Frankreich zugunsten der Tschechoslowakei militärisch eingreifen würde. 
Dies bewirkte jedoch im späteren Münchner Abkommen die Isolation der Tschechoslowakei.

Hitler hatte nun nicht nur Deutschland von den Fesseln des europäischen Sicherheitssystems 
befreit, sondern auch die Weichen gestellt, um seine Politik der Gleichschaltung und 
Wiederaufrüstung fortzusetzen. Am 18. Juni 1935 folgte das deutsch-britische Flottenabkommen, 
das der deutschen Wiederaufrüstung seinen Segen erteilte. Diese Appeasement-Politik war eine 
Folge der Weltwirtschaftskrise: Sie hatte Grossbritannien wirtschaftlich und politisch weiter 
geschwächt, so dass das Land versuchte, auf dem Kontinent Entspannung zu erreichen, um so 
Abwehrkräfte gegenüber Japan im Pazifik zu sammeln. Damit blieb die Stresafront jedoch 
weitgehend wirkungslos.

Italien begann am 2. Oktober 1935 den Abessinienkrieg und erhielt gegen die vom Völkerbund 
verhängten Wirtschaftssanktionen Unterstützung aus Berlin.
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Am 7. März 1936 liess Hitler das entmilitarisierte Rheinland besetzen und brach damit erneut den 
Versailler Vertrag. Frankreichs angekündigte Gegenmassnahmen blieben aus, obwohl es damals 
militärisch dazu in der Lage war und Hitler einen eventuell nö-tigen deutschen Rückzug vorsorglich 
eingeplant hatte. Damit erreichte Hitler zum einen eine militärische Sicherung der Westgrenze, 
zum anderen den allmählichen Zerfall der Kleinen Entente Die mit Frankreich verbündeten Staaten 
in Osteuropa ("Cordon sanitaire") orientierten sich nun zunehmend auf bilaterale Kooperation mit 
dem NS-Regime. Auch Mussolini scherte aus der Stresafront aus, indem er am 1. November 1936 
die neue "Achse Berlin-Rom" verkündete. Dies bedeutete zugleich die Preisgabe Österreichs für 
deutsche Interessen. Damit war es Hitler in wenigen Monaten gelungen, die zeitweise 
aussenpolitische Isolation zu durchbrechen.

Friedrich Hossbach (Mitte), 1934. Seine Mitschrift von Hitlers Rede 1937 ist eine wichtige Quelle zu 
den Kriegszielen des Reiches.

Hitler hatte die Appeasementpolitik als Schwäche missverstanden und war zur Überzeugung 
gelangt, dass die Westmächte auch in Zukunft seinen Plänen nicht im Wege stehen würden. 
Überdies hoffte er, im Bedarfsfall zu einer Einigung mit Grossbritannien zu kommen, von der er 
sich freie Hand im Osten erwartete. Hitlers Generalplan lief nach der Eingliederung der meisten 
deutsch-sprachigen Gebiete Europas in das neue Grossdeutsche Reich auf die Okkupation Polens 
und die anschliessende Niederwerfung der Sowjetunion hinaus, was Deutschland jenen 
Lebensraum im Osten verschaffen sollte, den Hitler für die Verwirklichung seiner rassistischen 
Grossmachtpolitik zu benötigen glaubte.

Im Frühjahr 1936 geriet Deutschland in eine neue Devisen- und Rohstoffkrise. In seiner geheimen 
Denkschrift zum zweiten Vierjahresplan von 1936 formulierte Hitler:
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Damit war die von einigen geforderte Rückkehr Deutschlands zum Welthandel verworfen und der 
Übergang zur Kommandowirtschaft und Autarkiepolitik besiegelt. Die Wirtschaft hatte sich den 
Bedürfnissen der Rüstungsindustrie unterzuordnen. Am 1. Oktober 1936 wurde mit dem 
"Augustprogramm" ein neues Rüstungsprogramm aufgelegt; dieses sah den Aufbau von 102 
Divisionen bis zum 1. Oktober 1939 vor. 1939 eröffnete Deutschland mit genau 102 Divisionen den 
Krieg (57 davon traten zum Polenfeldzug an). Am 5. November 1937 bezog sich Hitler auf die 
Lebensraumpolitik und präzisierte seine Kriegsziele vor den Führungsspitzen der Wehrmacht 
(Hossbach-Niederschrift):

Friedrich Hossbach hielt in seiner (nachträglichen) Niederschrift fest, dass besonders Blomberg 
und Fritsch gegen diese Zielsetzungen sehr energisch Einwände erhoben hatten. Die Schaffung 
von "Lebensraum im Osten" würde nicht nur zu einer Auseinandersetzung mit der Sowjetunion, 
sondern auch mit Grossbritannien und Frankreich führen, eine Möglichkeit, die Hitler dezidiert 
ausschloss. Die Diskussion endete ohne Konsens; Hitler verweigerte Blomberg und Fritsch 
weiterführende Gespräche und sorgte dafür, dass beide wenige Monate später unehrenhaft aus 
dem Dienst scheiden mussten (Blomberg-Fritsch-Krise).

"Wir sind überbevölkert und können uns auf der eigenen Grundlage nicht 
ernähren. […] Die endgültige Lösung liegt in einer Erweiterung des 
Lebensraums bzw. der Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes. Es ist die 
Aufgabe der politischen Führung, diese Frage dereinst zu lösen. […] Die 
Erfüllung dieser Aufgaben in der Form eine Mehr-Jahres-Plans der 
Unabhängigmachung unserer nationalen Wirtschaft vom Ausland wird es aber 
auch erst ermöglichen, vom deutschen Volk auf wirtschaftlichem Gebiet und 
dem Gebiete der Ernährung Opfer zu verlangen. […] Es sind jetzt fast vier 
kostbare Jahre vergangen. Es gibt keinen Zweifel, dass wir schon heute auf dem 
Gebiet der Brennstoff-, der Gummi- und zum Teil auch in der 
Eisenerzversorgung von Ausland restlos unabhängig sein könnten. […] Ich stelle 
damit folgende Aufgabe: I. Die deutsche Armee muss in vier Jahren einsatzfähig 
sein. II. Die deutsche Wirtschaft muss in vier Jahren kriegsfähig sein". – Adolf 
Hitler: Geheime Denkschrift über den Vierjahresplan (August 1936).

"Zur Lösung der deutschen Frage könne es nur den Weg der Gewalt geben […] 
dann bleibe nur noch die Beantwortung der Fragen ‚wann‘ und ‚wie‘ […]. Sollte 
der Führer noch am Leben sein, so sei sein unabänderlicher Entschluss, 
spätestens 1943/45 die deutsche Raumfrage zu lösen. […] Zur Verbesserung 
unserer militärpolitischen Lage müsse in jedem Fall einer kriegerischen 
Verwicklung unser 1. Ziel sein, die Tschechei und gleichzeitig Österreich 
niederzuwerfen, um die Flankenbedrohung eines etwaigen Vorgehens nach 
Westen auszuschalten […]".

“
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Auf die Nichtangriffserklärung vom 26. Januar 1934 folgte eine deutsch-polnische Annäherung. So
kam es in den Jahren 1934-1939 auf Geheiss der politischen Führung zu einem regen
Kulturaustausch in den Bereichen Theater, Film, Musik und Ausstellungsprojekten. Institutionen
wie die Polnisch-Deutsche Gesellschaft in Warschau und die Deutsch-Polnische Gesellschaft in
Berlin unterstützen den Austausch. In der Dienststelle Ribbentrop ging man davon aus, so Karina
Pryt in ihrer kulturpolitischen und -diplomatischen Studie 2010, ein vordergründig
gleichberechtigter Kulturkontakt werde gemäss der sozialdarwinistischen Evolutions- und
Selektionstheorie dazu führen, dass "das ‚schwächere’ Volk im Laufe der Zeit automatisch dem
‚stärkeren’ Volk weichen werde".

Beide Seiten erwarteten von den kulturpolitischen Massnahmen konkrete Resultate. Für Polen
bestand der Anreiz des Kulturaustausches darin, sich als eine dem westeuropäischen Kulturkreis
zugehörige Nation präsentieren zu können und sein Existenzrecht als eigener Staat zu
unterstreichen. Das nationalsozialistische Deutschland hoffte dabei darauf, Polen als Partner in ein
Bündnis gegen die Sowjetunion einbinden zu können und den Weg für eine deutsche Hegemonie
im Osten zu ebnen. So stellt Rolf-Dieter Müller, Militärhistoriker am Militärgeschichtlichen
Forschungsamt, in seiner Studie 2011 dar, dass Hitlers "Annäherungsversuche" an Polen dem
konkreten Zweck dienten, Polen für einen lange beabsichtigten Krieg gegen die Sowjetunion zu
gewinnen.

Frankreich und Grossbritannien verfolgten bis 1935 die Politik der kollektiven Sicherheit, die mit
den Verträgen von Locarno (1925) eine friedliche Entwicklung in Europa zu sichern schien, was
seit der Machtübernahme Hitlers im Jahr 1933 allerdings zunehmend unrealistisch wurde. Man gab
daher der Appeasement-Politik in Bezug auf Deutschland ab 1935 eine andere Ausrichtung. So
wollte man durch eine gewisse Toleranz gegenüber Revisionen des Vertrages von Versailles Hitlers
territorialen Ansprüchen entgegenkommen und Deutschland auf friedliche Weise in die
europäische Staatengemeinschaft einbinden. Unter diesem Aspekt ist die Duldung der Aufrüstung
der Wehrmacht (1935), des Einmarsches in das entmilitarisierte Rheinland (1936), des
Anschlusses Österreichs und der Abtretung des überwiegend deutschsprachigen Sudetenlandes
von der Tschechoslowakei im Münchener Abkommen (1938) zu sehen. In seiner Quarantäne-Rede
am 5. Oktober 1937 forderte Roosevelt hingegen indirekt eine Ende des Appeasements mit der
Forderung die aggressiven Staaten Deutschland, Italien und Japan unter politische "Quarantäne"
zu stellen.

Das Ende der Appeasement-Politik kam mit dem vertragsbrüchigen Einmarsch deutscher Truppen
in die verbliebenen Teile der Tschecho-Slowakei und der Abtrennung der Slowakei (1939). Der
Kurswechsel wurde nicht zuletzt von der öffentlichen Meinung in den beiden "Appeasement-
Staaten" erzwungen und führte zur Garantieerklärung für Polen im Falle einer Aggression
Deutschlands und dem Angebot an die Sowjetunion, im Rahmen eines Bündnisses einer weiteren
Expansion Deutschlands gemeinsam mit Waffengewalt entgegenzutreten.
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01_04/Das Gebiet der Freien Stadt Danzig

Während des Jahres 1938 spielte Hitler den deutsch-polnischen Konflikt zunächst herunter. Bei
einem Treffen mit dem polnischen Aussenminister Józef Beck im Januar 1938, also noch vor dem
Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich, betonte er, er sehe das Danziger Problem als
zweitrangig an. Am 14. März 1938 bestätigte Hitler ausserdem noch einmal das polnische Recht
auf Danzig sowie auf einen freien Zugang zur Ostsee und liess die antipolnischen Aktivitäten der
Nationalsozialisten in Danzig unterbrechen. Nach dem Münchener Abkommen versicherte er
Chamberlain, er habe keinerlei territoriale Ansprüche mehr in Europa. Dies entsprach jedoch in
keiner Weise seinen tatsächlichen Absichten.

Hitler wollte vielmehr Polen aus dem französischen Cordon sanitaire herauslösen und es in das von
ihm konzipierte neue europäische System eingliedern. Darin sollte Polen in einem späteren Krieg
gegen die Sowjetunion die Rolle eines "Juniorpartners" unter deutscher Dominanz zukommen.
Polen verfolgte vor dem Zweiten Weltkrieg eine Grossmachtpolitik, bei der es eine Ko-operation
mit Deutschland bevorzugte. So unterstützte Polen Deutschland in der Sudetenkrise und
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